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  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder werden die Abschnitte 24.1 bis 24.8 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses vom 

1. Oktober 2010, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 26. Oktober 2010  

- IV D 3 - S 7170/10/10010 (2010/0823748) - geändert worden ist, wie folgt neu gefasst und 

nach Abschnitt 24.8 ein neuer Abschnitt 24.9 eingefügt: 

 

„24.1. Umsätze im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen  

Betriebs 

R i c h t l i n i e n k o n f o r me  A u s l e g u n g  

(1)  1Die Durchschnittssätze sind nach § 24 Abs. 1 Satz 1 UStG nur auf Umsätze anzuwen-

den, die im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ausgeführt werden. 2Unter 

Beachtung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ist § 24 UStG dahin auszule-

gen, dass solche Umsätze nur die Lieferungen selbst erzeugter landwirtschaftlicher Erzeug-

nisse und die landwirtschaftlichen Dienstleistungen sind, auf die die Pauschalregelung nach 

Art. 295 bis 305 MwStSystRL Anwendung findet, vgl. Abschnitte 24.2 und 24.3. 3Andere 

Umsätze, die der Unternehmer im Rahmen des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs sowie 
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Seite 2 außerhalb dieses Betriebs tätigt, unterliegen der Besteuerung nach den allgemeinen Vor-

schriften des Gesetzes (EuGH-Urteile vom 15. 7. 2004, C-321/02, EuGHE I S. 7101, und vom 

26. 5. 2005, C-43/04, EuGHE I S. 4491, sowie BFH-Urteile vom 25. 11. 2004, V R 8/01, 

BStBl 2005 II S. 896, vom 22. 9. 2005, V R 28/03, BStBl 2006 II S. 280, vom 12. 10. 2006, 

V R 36/04, BStBl 2007 II S. 485 und vom 14. 6. 2007, V R 56/05, BStBl 2008 II S. 158). 
4Diese Auslegung gilt auch für die Umsätze im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen 

Nebenbetriebs (§ 24 Abs. 2 Satz 2 UStG). 5Veräußert ein Landwirt, der neben seinem land-

wirtschaftlichen Erzeugerbetrieb einen nicht landwirtschaftlichen Absatzbetrieb unterhält, 

selbst erzeugte landwirtschaftliche Erzeugnisse (vgl. Abschnitt 24.2) an Dritte, sind auf diese 

Umsätze die Durchschnittssätze anzuwenden (vgl. BFH-Urteil vom 14. 6. 2007, V R 56/05, 

a.a.O.). 

L a n d -  u n d  f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e r  B e t r i e b  

(2)  1Einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb unterhält ein Unternehmer, soweit er im 

Rahmen der in § 24 Abs. 2 Satz 1 UStG genannten Erzeugertätigkeiten unter planmäßiger 

Nutzung der natürlichen Kräfte des Bodens Pflanzen und Tiere erzeugt sowie die dadurch 

selbst gewonnenen Erzeugnisse verwertet (vgl. BFH-Urteil vom 12. 10. 2006, V R 36/04, 

BStBl 2007 II S. 485). 2Die Zierfischzucht in Teichen fällt nicht unter § 24 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1 UStG. 3Zur Frage, inwieweit die Aufzucht von Köderfischen, Testfischen, Futterfischen 

und Besatzfischen in Teichen als landwirtschaftlicher Betrieb gilt, vgl. BFH-Urteil vom 

13. 3. 1987, V R 55/77, BStBl II S. 467. 4Ein Substanzbetrieb (z.B. Torf-, Ton-, Lehm-, Kies- 

und Sandabbaubetrieb) ist kein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb im Sinne des § 24 

Abs. 2 Satz 1 UStG. 5Die Abgrenzung der landwirtschaftlichen Tierzucht und Tierhaltung von 

der übrigen Tierzucht und Tierhaltung ist umsatzsteuerrechtlich nach den §§ 51 und 51a 

BewG vorzunehmen (§ 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG). 6Gemeinschaftliche Tierhaltung gilt nur 

dann als landwirtschaftlicher Betrieb im Sinne des § 24 Abs. 2 Nr. 2 UStG, wenn sämtliche 

Voraussetzungen des § 51a BewG erfüllt sind (vgl. BFH-Urteil vom 26. 4. 1990, V R 90/87, 

BStBl II S. 802). 7Ein Tierzucht- bzw. Tierhaltungsbetrieb ist kein landwirtschaftlicher 

Betrieb, wenn dem Unternehmer nicht in ausreichendem Umfang selbst bewirtschaftete 

Grundstücksflächen zur Verfügung stehen (vgl. BFH-Urteil vom 29. 6. 1988, X R 33/82, 

BStBl II S. 922). 8Zur Frage, ob sich die Struktur eines landwirtschaftlichen Betriebs zu der 

eines nicht landwirtschaftlichen verändert hat, vgl. BFH-Urteil vom 9. 5. 1996, V R 118/92, 

BStBl II S. 550. 

G e w e r b e b e t r i e b  k r a f t  R e c h t s f o r m 

(3)  Zur Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung auf die Umsätze von Gewerbe-

betrieben kraft Rechtsform (§ 24 Abs. 2 Satz 3 UStG) vgl. BMF-Schreiben vom 1. 12. 2009, 

BStBl I S. 1611.  
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(4)  1Die Anwendung des § 24 UStG setzt grundsätzlich voraus, dass der landwirtschaftliche 

Betrieb noch bewirtschaftet wird (BFH-Urteil vom 21. 4. 1993, XI R 50/90, BStBl II S. 696). 
2Leistungen, die nach Einstellung der Erzeugertätigkeit erbracht werden, unterliegen daher 

grundsätzlich den allgemeinen Regelungen des Umsatzsteuergesetzes. 3Dies gilt nicht für 

nach Aufgabe des landwirtschaftlichen Betriebs ausgeführte Umsätze aus der Lieferung selbst 

erzeugter Produkte (vgl. BFH-Urteil vom 19. 11. 2009, V R 16/08, BStBl 2010 II S. 319). 
4Für die Umsätze aus der Veräußerung von Gegenständen des land- und forstwirtschaftlichen 

Unternehmensvermögens und von immateriellen Wirtschaftsgütern, die die rechtliche 

Grundlage der Erzeugertätigkeit des Unternehmers darstellen, sind die Vereinfachungsrege-

lungen in Abschnitt 24.2 Abs. 6 und Abschnitt 24.3 Abs. 9 UStR nach Betriebsaufgabe unter 

den weiteren Voraussetzungen anwendbar, dass die Veräußerung des einzelnen Wirtschafts-

guts im engen sachlichen Zusammenhang mit der Betriebsaufgabe erfolgt und das Wirt-

schaftsgut nach Einstellung der Erzeugertätigkeit nicht zur Ausführung von Umsätzen ver-

wendet wird, die der Regelbesteuerung unterliegen. 5Wird die landwirtschaftliche Erzeuger-

tätigkeit in mehreren Schritten aufgegeben und werden dabei nur vorübergehend die Tier-

bestandsgrenzen des § 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG überschritten, liegt insofern kein für die 

Besteuerung nach Durchschnittssätzen schädlicher Strukturwandel vor. 

Ve rhä l t n i s  zu  ande ren  Vor sch r i f t en  de s  US tG  

(5)  1Nach § 1 Abs. 1a UStG unterliegen die Umsätze im Rahmen einer 

Geschäftsveräußerung an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen nicht der 

Umsatzsteuer. 2Dies gilt auch bei der Veräußerung eines land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebs oder Teilbetriebs sowie bei der Einbringung eines Betriebs oder Teilbetriebs in eine 

Gesellschaft, und zwar auch dann, wenn einzelne Wirtschaftsgüter von der Veräußerung 

ausgenommen werden (vgl. BFH-Urteil vom 15. 10. 1998, V R 69/97, BStBl 1999 II S. 41). 
3Eine Geschäftsveräußerung kann auch vorliegen, wenn verpachtete Gegenstände nach 

Beendigung der Pacht veräußert werden (vgl. BFH-Urteil vom 10. 5. 1961, V 222/58 U, 

BStBl III S. 322); vgl. auch Abschnitt 1.5. 

(6)  Zum innergemeinschaftlichen Erwerb nach § 1a UStG bei Land- und Forstwirten, die 

die Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG anwenden, vgl. Abschnitte 1a.1 Abs. 2 und 

15.10 Abs. 2. 

(7)  Land- und Forstwirte, die die Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG anwenden, 

können auch Steuerschuldner im Sinne des § 13b UStG sein (vgl. Abschnitt 13b.1 Abs. 1). 

(8)  Zur Anwendung der Kleinunternehmerregelung nach § 19 UStG vgl. Abschnitt 24.7 

Abs. 4. 
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(1)  1Die Durchschnittssätze sind auf die Umsätze mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen im 

Rahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe anzuwenden. 2Voraussetzung ist, dass die 

Erzeugnisse im Rahmen dieses land- und forstwirtschaftlichen Betriebs erzeugt worden sind. 
3Die Umsätze mit zugekauften Produkten sind von der Anwendung der Durchschnittssatz-

besteuerung ausgeschlossen (vgl. BFH-Urteil vom 14. 6. 2007, V R 56/05, BStBl II S. 158). 
4Als zugekaufte Produkte gelten die zum Zwecke der Weiterveräußerung erworbenen 

Erzeugnisse. 5Werden nicht selbst erzeugte landwirtschaftliche Erzeugnisse im eigenen 

Betrieb durch urproduktive Tätigkeiten zu einem Produkt anderer Marktgängigkeit weiterver-

arbeitet, gelten diese hingegen als eigene Erzeugnisse. 6Solche eigenen Erzeugnisse liegen 

z.B. vor, wenn nicht selbst erzeugte land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse (z.B. zuge-

kaufte Samen, Zwiebeln, Knollen, Stecklinge und Pflanzen) im eigenen Betrieb bis zur Ver-

kaufsreife kultiviert werden oder spätestens nach Ablauf von 3 Monaten. 7Diese Grundsätze 

finden für den Bereich der Tierzucht und Tierhaltung entsprechende Anwendung. 8Der 

Erzeuger muss die Erzeugnisse im Zeitpunkt des Zukaufs den potentiell selbst erzeugten oder 

den zum baldigen Absatz bestimmten Waren zuordnen. 9Dem Vorsteuerabzug kommt hierbei 

eine indizielle Bedeutung zu. 10Werden die Produkte beispielsweise in einer Verkaufsein-

richtung (z.B. Hofladen) präsentiert, spricht dies für eine Zuordnung zu den zum baldigen 

Absatz bestimmten Waren. 11Verbleiben die ursprünglich zum baldigen Absatz bestimmten 

Waren länger als 3 Monate im Betrieb und werden sie in dieser Zeit weiter kultiviert, handelt 

es sich um selbst erzeugte Produkte, deren Lieferung der Durchschnittssatzbesteuerung unter-

liegt. 12Ein vorgenommener Vorsteuerabzug ist ggfs. zu berichtigen. 

V e r a r b e i t u n g s t ä t i g k e i t e n  

(2)  1Den Tätigkeiten der landwirtschaftlichen Erzeugung sind die Verarbeitungstätigkeiten 

gleichgestellt. 2Dabei ist Voraussetzung, dass der landwirtschaftliche Erzeuger im Wesent-

lichen aus seiner land- und forstwirtschaftlichen Produktion stammende Erzeugnisse verwen-

det und das Enderzeugnis seinen land- und forstwirtschaftlichen Charakter nicht verliert (so 

genannte erste Verarbeitungsstufe). 3Führt die Verarbeitung zu einem Produkt der zweiten 

oder einer höheren Verarbeitungsstufe, unterliegen die Umsätze mit diesen Erzeugnissen nicht 

der Durchschnittssatzbesteuerung. 4Die Ausführung von Verarbeitungstätigkeiten durch 

Lohnunternehmer steht in diesem Rahmen der Annahme eines selbst erzeugten landwirt-

schaftlichen Erzeugnisses nicht entgegen. 5Dies gilt in den Fällen der so genannten 

Umtauschmüllerei (§ 3 Abs. 10 UStG) entsprechend. 

Be i sp i e l  1 :  
1Ein Landwirt betreibt Schweinezucht. 2Er lässt die Schweine von einem gewerblichen 

Lohnunternehmer schlachten und in Hälften zerlegen. 3Die Schweinehälften liefert der 

Landwirt an einen fleischverarbeitenden Betrieb. 
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Ausführung der Schlacht- und Zerlegearbeiten durch einen Lohnunternehmer steht dem 

nicht entgegen. 

Be i sp i e l  2 :  
1Ein Landwirt, der Getreide anbaut, bringt sein Getreide zu einer Mühle. 2Er erhält vom 

Müller Mehl, das aus fremdem Getreide gemahlen wurde und zahlt den Mahllohn. 3Der 

Landwirt veräußert das Mehl an einen Lebensmittelhersteller. 
4Die Lieferung des Mehls an den Lebensmittelhersteller unterliegt der 

Durchschnittssatzbesteuerung. 5Unschädlich ist, dass das Mehl nicht tatsächlich aus dem 

vom Landwirt erzeugten Getreide gemahlen wurde. 

(3)  1Werden selbst erzeugte Produkte untrennbar mit zugekauften Produkten vermischt, 

unterliegt die Lieferung des Endprodukts aus Vereinfachungsgründen noch der Durchschnitts-

satzbesteuerung, wenn die Beimischung des zugekauften Produkts nicht mehr als 25 % 

beträgt. 2Maßstab ist die im Handel übliche Maßeinheit (z.B. Kilogramm bei Honig, Liter bei 

Wein). 3Zugekaufte Zutaten und Nebenstoffe bleiben bei der Prüfung der 25 %-Grenze nach 

Satz 1 außer Betracht. 4Als Zutaten und Nebenstoffe sind insbesondere Gewürze, Konservie-

rungsmittel, Zusatzstoffe im Sinne des Weingesetzes, die Süßreserve sowie der Deckwein im 

Weinbau anzusehen. 5Gleiches gilt für die Warenumschließungen. 

Be i sp i e l  1 :  
1Ein Imker hat sich verpflichtet, 400 kg Honig zu liefern. 2Da er nur über 350 kg selbst 

erzeugten Honig verfügt, kauft er 50 kg hinzu und vermischt beide Erzeugnisse. 
3Beide Honigmengen werden untrennbar miteinander vermischt. 4Da der Anteil des 

zugekauften Honigs nicht mehr als 25 % des Endprodukts ausmacht, unterliegt die 

Lieferung der Gesamtmenge der Durchschnittssatzbesteuerung. 

Be i sp i e l  2 :  
1Ein Obstbauer hat sich verpflichtet, eine bestimmte Menge Apfelsaft in Flaschen zu 

liefern. 2Da die selbst erzeugte Menge von 700 kg Äpfeln für die Produktion nicht 

ausreicht, kauft er 300 kg hinzu und presst den Saft aus der Gesamtmenge. 
3Bei der Beurteilung, ob es sich noch um ein selbst erzeugtes Produkt handelt, bleiben die 

Flaschen als Warenumschließungen außer Betracht. 4Da der Saft der zugekauften Äpfel 

untrennbar mit dem Saft der selbst erzeugten Äpfel vermischt wurde und mehr als 25 % 

des Endprodukts beträgt, unterliegt die Lieferung des Apfelsafts nicht der 

Durchschnittssatzbesteuerung.  
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Be i sp i e l  3 :  
1Ein Kartoffelbauer verpflichtet sich zur Lieferung von 1 000 kg geschälten Kartoffeln. 
2Da er nur über 700 kg selbst erzeugter Produkte verfügt, kauft er die entsprechende 

Menge ungeschälter Kartoffeln hinzu. 3Die selbst erzeugten und zugekauften Kartoffeln 

werden in der Schälmaschine vermischt und geschält. 
4Da die Kartoffeln nicht untrennbar miteinander vermischt werden, unterliegt die Liefe-

rung der selbst erzeugten Produkte ohne Rücksicht auf prozentuale Zusammensetzung der 

Gesamtmenge der Durchschnittssatzbesteuerung. 5Die zugekauften Kartoffeln unterliegen 

der Besteuerung nach allgemeinen Regelungen. 6Der Unternehmer trägt die Feststel-

lungslast für die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung hinsichtlich der selbst 

erzeugten Kartoffeln. 

Be i sp i e l  4 :  
1Ein Landwirt baut Gurken an und stellt daraus Konserven her. 2Da er nicht über die 

erforderliche Menge Gurken verfügt, kauft er Gurken hinzu. 3Er vermischt die Gurken, 

viertelt sie und fügt bei der Konservenproduktion Wasser, Essig, Zucker und Gewürze bei. 
4Da es sich bei dem Endprodukt um ein Produkt der so genannten zweiten 

Verarbeitungsstufe handelt, unterliegt die Lieferung den allgemeinen Regelungen des 

Umsatzsteuergesetzes. 5Unerheblich ist, wie hoch der prozentuale Anteil der zugekauften 

Gurken am Endprodukt ist. 

E r zeugn i s s e  im S inne  de s  §  24  Abs .  1  Sa t z  1  Nr .  1  US tG  

(4)  1Als forstwirtschaftliche Erzeugnisse (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG) kommen 

insbesondere in Betracht: Stammholz (Stämme und Stammteile), Schwellenholz, Stangen, 

Schichtholz, Industrieholz, Brennholz, sonstiges Holz (z.B. Stockholz, Pfähle, Reisig) und 

forstliche Nebenerzeugnisse wie Forstsamen, Rinde, Baumharz, Weihnachtsbäume, 

Schmuckgrün, Waldstreu, Pilze und Beeren. 2Voraussetzung ist, dass diese Erzeugnisse im 

Rahmen der Forstwirtschaft anfallen. 3Bei Lieferungen von Erzeugnissen aus Sonderkulturen 

außerhalb des Waldes (z.B. Weidenbau, Baumschule, Obst- oder Weihnachtsbaumkultur, 

Schmuckreisig) handelt es sich nicht um Umsätze von forstwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

sondern um eigenständige landwirtschaftliche Umsätze, die unter § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

fallen. 4Zur Forstwirtschaft gehören Hoch-, Mittel- und Niederwald, Schutzwald (z.B. 

Wasser-, Boden-, Lawinen-, Klima-, Immissions-, Sicht- und Straßenschutzwald sowie 

Schutzwaldungen mit naturkundlichen Zielsetzungen und Waldungen für Forschung und 

Lehre), Erholungswald und Nichtwirtschaftswald (z.B. Naturparks, Nationalparks, 

Landschaftsschutzgebiete und Naturschutzgebiete), auch wenn die Erzeugung von Rohholz 

ausgeschlossen oder nicht beabsichtigt ist. 5Holz aus Parkanlagen sowie Flurholz außerhalb 

des Waldes und Alleebäume, Grenzbäume u. ä. rechnen nicht zur Forstwirtschaft. 
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(5)  1In der Anlage 2 des UStG nicht aufgeführte Sägewerkserzeugnisse (§ 24 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2 UStG) sind insbesondere Balken, Bohlen, Kanthölzer, besäumte und unbesäumte 

Bretter sowie Holzwolle und Holzmehl. 2Zu den Getränken und alkoholischen Flüssigkeiten 

im Sinne des § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UStG zählen insbesondere Wein, Obstwein und andere 

alkoholische Getränke, Traubenmost, Frucht- und Gemüsesäfte, Alkohol und Sprit sowie 

vergorene, nicht zum Verzehr bestimmte Kirschmaische (BFH-Urteil vom 12. 3. 2008, 

XI R 65/06, BStBl II S. 532). 3Nicht darunter fallen Milch (aus Kapitel 4 des Zolltarifs), 

Milchmischgetränke mit einem Anteil an Milch von mindestens 75 % des Fertigerzeugnisses 

sowie Wasser, nicht aber Mineralwasser. 

E rzeugn i s s e  im S inne  de s  §  24  Abs .  1  Sa t z  1  Nr .  3  US tG  

(6)  1Der Durchschnittssatz nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UStG gilt insbesondere für die 

Umsätze der wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse wie z.B. Getreide, 

Getreideerzeugnisse, Vieh, Fleisch, Milch, Obst, Gemüse und Eier. 2Die Umsätze mit 

Gegenständen des land- und forstwirtschaftlichen Unternehmensvermögens (z.B. der Verkauf 

gebrauchter landwirtschaftlicher Geräte) unterliegen der Regelbesteuerung. 3Aus 

Vereinfachungsgründen wird die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung auf diese 

Umsätze jedoch nicht beanstandet, wenn die Gegenstände während ihrer Zugehörigkeit zum 

land- und forstwirtschaftlichen Unternehmensvermögen nahezu ausschließlich, d.h. zu 

mindestens 95 %, für Umsätze verwendet wurden, die den Vorsteuerabzug nach § 24 Abs. 1 

Satz 4 UStG ausschließen. 4Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass der Unternehmer für diese 

Gegenstände darauf verzichtet, einen anteiligen Vorsteuerabzug vorzunehmen. 

R e c h t s mi s s b r a u c h  

(7)  Es ist rechtsmissbräuchlich, wenn ein Händler und ein Landwirt die Umsätze des 

Landwirts durch Verkauf und Rückkauf von Tieren oder anderen landwirtschaftlichen 

Erzeugnissen ohne Rücksicht auf den wirtschaftlichen Gehalt der vom Landwirt erbrachten 

Leistung künstlich erhöhen und der Händler in den Genuss eines hierdurch erhöhten 

Vorsteuerabzugs zu gelangen versucht (BFH-Urteil vom 9. 7. 1998, V R 68/96, BStBl II 

S. 637).  

 

 

24.3. Sonstige Leistungen 

A l l g e me i n  

(1)  1Die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung auf die im Rahmen eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs erbrachten sonstigen Leistungen setzt voraus, 



 
Seite 8 - dass sie mit Hilfe der Arbeitskräfte des Betriebs erbracht werden und die dabei ggfs. 

verwendeten Wirtschaftsgüter der normalen Ausrüstung des Betriebs zuzurechnen sind 

und 

- dass die sonstigen Leistungen normalerweise zur landwirtschaftlichen Erzeugung 

beitragen. 
2Insbesondere folgende sonstige Leistungen können bei Vorliegen der in Satz 1 genannten 

Voraussetzungen der Durchschnittssatzbesteuerung unterliegen: 

1. Anbau-, Ernte-, Dresch-, Press-, Lese- und Einsammelarbeiten, einschließlich Säen und 

Pflanzen; 

2. Verpackung und Zubereitung, wie beispielsweise Trocknung, Reinigung, Zerkleinerung, 

Desinfektion und Einsilierung landwirtschaftlicher Erzeugnisse; 

3. Lagerung landwirtschaftlicher Erzeugnisse; 

4. Hüten, Zucht und Mästen von Vieh; 

5. Vermietung normalerweise in land-, forst- und fischwirtschaftlichen Betrieben 

verwendeter Mittel zu landwirtschaftlichen Zwecken; 

6. technische Hilfe; 

7. Vernichtung schädlicher Pflanzen und Tiere, Behandlung von Pflanzen und Böden durch 

Besprühen; 

8. Betrieb von Be- und Entwässerungsanlagen; 

9. Beschneiden und Fällen von Bäumen und andere forstwirtschaftliche Dienstleistungen. 

(2)  1Das Gemeinschaftsrecht sieht für die Anwendbarkeit der Durchschnittssatzbesteuerung 

auf derartige land- und forstwirtschaftliche Dienstleistungen an andere Land- und Forstwirte 

zwar keine betragsmäßige Beschränkung vor. 2Dennoch können Land- und Forstwirte solche 

Dienstleistungen nicht in unbegrenztem Umfang unter Anwendung der 

Durchschnittssatzbesteuerung erbringen. 3Die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung 

setzt voraus, dass der Unternehmer mit seinen jeweiligen Umsätzen als landwirtschaftlicher 

Erzeuger handelt. 4Hierzu zählt in gewissem Umfang auch das Erbringen land- und 

forstwirtschaftlicher Dienstleistungen. 5Begründet wird die landwirtschaftliche 

Erzeugertätigkeit allerdings nur durch die eigene Urproduktion. 6Alleine mit der Erbringung 

land- und forstwirtschaftlicher Dienstleistungen wird ein Unternehmer nicht zum 

landwirtschaftlichen Erzeuger. 7Nehmen die land- und forstwirtschaftlichen Dienstleistungen 

daher im Vergleich zur eigenen Urproduktion einen überdurchschnittlich großen Anteil an 

den Umsätzen des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ein, sind diese einer neben dem 

land- und forstwirtschaftlichen Betrieb ausgeführten unternehmerischen Tätigkeit 

zuzuordnen. 
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(3)  1Ein Anhaltspunkt für das Vorliegen einer Tätigkeit außerhalb der Land- und 

Forstwirtschaft kann eine im vorangegangenen Kalenderjahr überschrittene Umsatzgrenze 

von 51.500 Euro sein. 2Bei der Ermittlung dieser Umsatzgrenze sind die sonstigen Leistungen 

an Landwirte und Nichtlandwirte zusammenzufassen. 3Umsätze aus Vermietungs- und 

Verpachtungsleistungen sowie der Veräußerung von immateriellen Wirtschaftsgütern des 

Anlagevermögens (z.B. Milchquote, Zahlungsansprüche) bleiben bei der Prüfung dieser 

Umsatzgrenze für umsatzsteuerliche Zwecke außer Ansatz. 4Das Überschreiten der 

Umsatzgrenze alleine schließt die Anwendung der Durchschnittssatzbesteuerung allerdings 

noch nicht aus. 5In diesem Fall ist vielmehr anhand weiterer Kriterien zu prüfen, ob die 

Dienstleistungen nicht mehr dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb zuzurechnen sind. 
6Hierfür spricht u.a. ein unverhältnismäßig hoher Anteil der auf die Erbringung der 

Dienstleistungen entfallenden Arbeitszeit oder ein Maschinen- und Ausrüstungsbestand, der 

über die Anforderungen des eigenen Betriebs hinausgeht. 

(4)  1Der Einsatz von Arbeitskräften schließt die im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 

des Steuerpflichtigen beschäftigten Arbeitnehmer ein. 2Ein Wirtschaftsgut ist der normalen 

Ausrüstung des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs zuzurechnen, wenn es dem Grunde 

oder der vorhandenen Anzahl nach dem betriebsgewöhnlichen, d.h. normalen 

Ausrüstungsbestand des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs des Steuerpflichtigen 

zuzurechnen ist und wenn es nach seiner objektiven Zweckbestimmung und der tatsächlichen 

Übung den vom Steuerpflichtigen ausgeübten Erzeugertätigkeiten dient. 3Die Erbringung von 

sonstigen Leistungen unter Verwendung von Wirtschaftsgütern, die 

- im eigenen Betrieb nicht verwendet werden oder 

- einem nicht betriebstypischen Überbestand zuzurechnen sind oder 

- ausschließlich zur Erbringung von sonstigen Leistungen an Dritte vorgehalten werden 

ist daher unabhängig von der Dauer oder dem Zweck der Verwendung aus dem 

Anwendungsbereich der Durchschnittssatzbesteuerung ausgeschlossen, da diese Mittel von 

vornherein nicht zum betriebsgewöhnlichen Ausrüstungsbestand des land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs gehören. 

(5)  1Ob eine sonstige Leistung normalerweise zur landwirtschaftlichen Erzeugung beiträgt, 

ist aus der Sicht des Leistungsempfängers zu beurteilen. 2Ein solcher Zweck liegt vor, wenn 

die sonstige Leistung in der Sphäre des Leistungsempfängers unter planmäßiger Nutzung der 

natürlichen Kräfte des Bodens zur Erzeugung von Pflanzen und Tieren sowie zur 

Vermarktung der daraus selbst gewonnenen Erzeugnisse verwertet wird. 3Zur 

landwirtschaftlichen Erzeugung gehören auch Tätigkeiten der ersten Verarbeitungsstufe, 

wenn im Wesentlichen selbst erzeugte landwirtschaftliche Produkte be- oder verarbeitet 

werden. 4Wird die sonstige Leistung nicht an einen anderen land- und forstwirtschaftlichen 

Betrieb erbracht, ist davon auszugehen, dass sie nicht zur landwirtschaftlichen Erzeugung 
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die wirtschaftliche Betätigung des Leistungsempfängers abzustellen. 6Sonstige Leistungen, 

die beim Leistungsempfänger nicht landwirtschaftlichen Zwecken dienen, sind vom 

Anwendungsbereich der Durchschnittssatzbesteuerung ausgeschlossen. 

B e i s p i e l :   
1Ein pauschalierender Landwirt vermietet Wohnmobilbesitzern für die Wintermonate 

Stellplätze in einer ansonsten für eigenbetriebliche Zwecke genutzten Lagerhalle. 
2Die Vermietung erfolgt zu außerlandwirtschaftlichen Zwecken. 3Die Umsätze fallen nicht 

unter die Durchschnittssatzbesteuerung. 
7Ein Unternehmer bezieht Bauleistungen für die Errichtung einer Lagerhalle auf einem vorher 

landwirtschaftlich genutzten Grundstück nicht im Rahmen seines der 

Durchschnittssatzbesteuerung unterliegenden landwirtschaftlichen Betriebs, wenn die Halle 

- wie geplant - an einen außerlandwirtschaftlichen Unternehmer vermietet wird (vgl. BFH-

Urteil vom 3. 12. 1998, V R 48/98, BStBl 1999 II S. 150). 

V e r mi e t u n g s l e i s t u n g e n  

(6)  1Ein zur Erbringung einer Vermietungsleistung verwendetes Wirtschaftsgut, das bis zur 

Vermietung als zum betriebsgewöhnlichen Ausrüstungsbestand eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs gehörig anzusehen ist, scheidet für die Dauer der Vermietung 

aus diesem Kreis aus, wenn sich der Vermieter durch eine langfristige Vermietung einer 

Nutzungsmöglichkeit im eigenen Betrieb begibt. 2Eine Mietdauer von mindestens 12 

Monaten ist stets als langfristig anzusehen. 3Solche Vermietungsumsätze unterliegen daher 

nicht der Durchschnittssatzbesteuerung.  

Be i sp i e l  1 :   
1Ein Wirtschaftsgut wird auf unbestimmte Dauer vermietet. 2Der Vertrag kann monatlich 

gekündigt werden. 
3Die Vermietung ist als langfristig anzusehen und unterliegt somit nicht der 

Durchschnittssatzbesteuerung. 4Endet die tatsächliche Gebrauchsüberlassung jedoch vor 

Ablauf von 12 Monaten, handelt es sich insgesamt nicht um eine langfristige Vermietung.  

Be i sp i e l  2 :   
1Ein Wirtschaftsgut wird für drei Monate vermietet. 2Der Mietvertrag verlängert sich 

automatisch um je einen Monat, wenn er nicht vorher gekündigt wird.  
3Die Vermietung ist nicht als langfristig anzusehen. 4Dauert die tatsächliche 

Gebrauchsüberlassung jedoch 12 Monate oder mehr, handelt es sich insgesamt um eine 

langfristige Vermietung. 
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(7)  1Mit der Überlassung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs, von Betriebsteilen 

oder einzelner Wirtschaftsgüter durch Verpachtung oder Einräumung eines Nießbrauchs wird 

dem Pächter bzw. Nießbrauchsberechtigten die Möglichkeit des Gebrauchs und der 

Fruchtziehung eingeräumt. 2Der Verpächter bzw. Nießbrauchsverpflichtete kann die 

überlassenen Gegenstände für die Dauer der Pacht bzw. der Einräumung des Nießbrauchs 

nicht mehr für Zwecke der eigenen Erzeugertätigkeit einsetzen. 3Mit Beginn der Überlassung 

scheiden die Wirtschaftsgüter aus dem normalen Ausrüstungsbestand des land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs aus. 4Auf entsprechende Umsätze findet die 

Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 UStG daher keine Anwendung. 5Diese sonstigen 

Leistungen unterliegen ohne Rücksicht darauf, ob und in welchem Umfang der Verpächter 

oder Nießbrauchsverpflichtete weiterhin als Land- und Forstwirt tätig ist, den allgemeinen 

Vorschriften des UStG.  

(8)  1Zur Verpachtung eines landwirtschaftlichen Betriebs oder Betriebsteils vgl. BFH-

Urteile vom 6. 12. 2001, V R 6/01, BStBl 2002 II S. 555, und vom 25. 11. 2004, V R 8/01, 

BStBl 2005 II S. 896. 2Die Verpachtung eines Eigenjagdbezirks durch einen Land- und 

Forstwirt ist kein im Rahmen des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ausgeführter 

Umsatz. 3Sie unterliegt der Besteuerung nach den allgemeinen Vorschriften (vgl. BFH-Urteile 

vom 11. 2. 1999, V R 27/97, BStBl II S. 378, und vom 22. 9. 2005, V R 28/03, BStBl 2006 II 

S. 280).  

I m ma t e r i e l l e  Wi r t s c h a f t s g ü t e r  

(9)  1Umsätze aus der zeitweiligen oder endgültigen Übertragung immaterieller 

Wirtschaftsgüter unterliegen nur dann der Durchschnittssatzbesteuerung, wenn sie im 

Rahmen der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugertätigkeit entstanden sind. 2Danach kann 

weder die Verpachtung (zeitweilige Übertragung) noch der Verkauf (endgültige Übertragung) 

von Zahlungsansprüchen nach der EU-Agrarreform (GAP-Reform) in den 

Anwendungsbereich der Durchschnittssatzbesteuerung fallen. 3Aus Vereinfachungsgründen 

wird es jedoch nicht beanstandet, wenn Umsätze aus der Veräußerung von immateriellen 

Wirtschaftsgütern, die die rechtliche Grundlage der Erzeugertätigkeit des Unternehmers 

darstellen (z.B. Milchquoten, Brennrechte), der Durchschnittssatzbesteuerung unterworfen 

werden. 4Dies gilt nicht, soweit das einzelne Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Veräußerung 

zur Ausführung von Umsätzen verwendet wird, die der Regelbesteuerung unterliegen (z.B. 

anteilige Verpachtung einer Milchquote). 5Zur Veräußerung von immateriellen 

Wirtschaftsgütern im Zusammenhang mit der Abgabe von Saatgut vgl. BMF-Schreiben vom 

14. 2. 2006, BStBl I S. 240. 
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En t so rgungs l e i s t ungen  

(10)  1Die Erbringung von Entsorgungsleistungen an Nichtlandwirte unterliegt nicht der 

Durchschnittssatzbesteuerung. 2Dabei ist es unerheblich, ob und inwieweit die zu 

entsorgenden Stoffe im land- und forstwirtschaftlichen Betrieb des Entsorgers Verwendung 

finden. 

Ha l t en  von  f r e mdem Vieh  

(11)  1Die Aufzucht und das Halten von fremdem Vieh durch Land- und Forstwirte kann 

den im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ausgeführten Umsätzen 

zuzurechnen sein, wenn dem Unternehmer nach § 24 Abs. 2 Nr. 2 UStG für die Tierhaltung in 

ausreichendem Umfang selbst bewirtschaftete Grundstücksflächen zur Verfügung stehen. 
2Weitere Voraussetzung ist insbesondere, dass die Leistung in der Sphäre des 

Leistungsempfängers normalerweise zur landwirtschaftlichen Erzeugung beiträgt, d.h. an 

einen anderen Land- und Forstwirt erbracht wird. 

W e i t e r e  E i n z e l f ä l l e  

(12)  Folgende sonstige Leistungen unterliegen nicht der Durchschnittssatzbesteuerung: 

- Umsätze aus der Pensionshaltung von Pferden, die von ihren Eigentümern zur Ausübung 

von Freizeitsport oder selbständigen oder gewerblichen, nicht land- und 

forstwirtschaftlichen Zwecken genutzt werden. Dies gilt entsprechend für die Vermietung 

von Pferden zu Reitzwecken. 

- Im Zusammenhang mit Pflanzenlieferungen erbrachte Dienstleistungen, die über den 

Transport und das Einbringen der Pflanze in den Boden hinausgehen (z. B. Pflege-, 

Planungsleistungen, Gartengestaltung), führen regelmäßig zur Annahme einer 

einheitlichen sonstigen Leistung, die insgesamt nach den allgemeinen Vorschriften zu 

besteuern ist (vgl. BMF-Schreiben vom 4. 2. 2010, BStBl. I S. 214). 

- Grabpflegeleistungen 

- die Abgabe von Speisen und Getränken (z.B. in Strauß- und Besenwirtschaften) 

- die entgeltliche Unterbringung und Verpflegung von Arbeitnehmern des land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs, da diese Leistungen überwiegend deren privaten 

Bedürfnissen dienen 

- die Gestattung der Teilnahme an Treibjagden oder der Einräumung der Möglichkeit des 

Einzelabschusses von Wildtieren (BFH-Urteil vom 13. 8. 2008, XI R 8/08, BStBl 2009 II 

S. 216) 
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im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 
1Die Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 UStG umfasst alle im Rahmen eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs ausgeführten Umsätze und die diesen Umsätzen 

zuzurechnenden Vorsteuern. 2Die Steuerbefreiungen des § 4 Nr. 8 ff. UStG bleiben jedoch 

unberührt. 3Die Vorschrift des § 9 UStG ist für sie nicht anzuwenden. 4Für diese Umsätze ist 

somit ein Durchschnittssatz nicht festgesetzt. 5Ein besonderer Abzug der diesen Umsätzen 

zuzurechnenden Vorsteuern entfällt. 6Diese Regelung ist insbesondere für die Verkäufe land- 

und forstwirtschaftlicher Grundstücke von Bedeutung, auf die auch im Rahmen des § 24 

UStG die Steuerbefreiung des § 4 Nr. 9 Buchstabe a UStG anzuwenden ist. 

 

 

24.5. Ausfuhrlieferungen und Umsätze im Ausland bei  

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

(1)  1§ 24 UStG ist auch bei Umsätzen im Sinne des § 4 Nr. 1 bis 7 UStG und bei Umsätzen 

im Ausland anzuwenden. 2Dies bedeutet, dass z.B. auch innergemeinschaftliche Lieferungen 

im Sinne des § 6a Abs. 1 UStG durch pauschalversteuernde Land- und Forstwirte unter die 

Besteuerung des § 24 UStG fallen. 3Diese Umsätze sind daher steuerpflichtig. 4Vorsteuern, 

die mit diesen Umsätzen in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, sind durch die Pauschale 

abgegolten. 5Ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt.  

(2)  Der für die Ausfuhrlieferungen und die Umsätze im Ausland geltende Durchschnittssatz 

ist auch auf solche Umsätze anzuwenden, für die ohne die Anwendung des § 24 UStG eine 

niedrigere oder keine Umsatzsteuer zu zahlen wäre. 

 

 

24.6. Vereinfachungsregelung für bestimmte Umsätze von land- und 

forstwirtschaftlichen Betrieben 

(1)  1Werden im Rahmen eines pauschalierenden land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 

auch der Regelbesteuerung unterliegende Umsätze ausgeführt (z.B. Lieferungen zugekaufter 

Erzeugnisse, Erbringung sonstiger Leistungen, die nicht landwirtschaftlichen Zwecken 

dienen) können diese unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 aus Vereinfachungsgründen 

in die Durchschnittssatzbesteuerung einbezogen werden. 2Unter den gleichen 

Voraussetzungen kann aus Vereinfachungsgründen von der Erhebung der Steuer auf die 

Umsätze mit Getränken und alkoholischen Flüssigkeiten verzichtet werden.  

(2)  Für die Anwendung des Absatzes 1 gelten folgende Voraussetzungen: 
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Kalenderjahr. 

2. Der Unternehmer führt in dem betreffenden Kalenderjahr daneben nur folgende Umsätze 

aus: 

a) Umsätze, die unter § 24 UStG fallen, sofern dafür eine Steuer nicht zu entrichten ist 

(also keine Umsätze von in der Anlage 2 des UStG nicht aufgeführten 

Sägewerkserzeugnissen); 

b) Umsätze, die unter § 19 Abs. 1 UStG fallen; 

c) Umsätze, die nach § 15 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 UStG den Vorsteuerabzug ausschließen. 

(3)  1Die Vereinfachungsregelung ist auch auf die Entrichtung der Vorauszahlungen 

anzuwenden, wenn zu erwarten ist, dass die Umsatzgrenze von 4 000 € im laufenden 

Kalenderjahr nicht überschritten wird (vgl. hierzu Abschnitt 18.6 Abs. 3). 2Die Pflicht zur 

Aufzeichnung der Umsätze, für die die Vereinfachungsregelung gilt, bleibt unberührt. 

 

 

24.7. Zusammentreffen der Durchschnittssatzbesteuerung  

mit anderen Besteuerungsformen 

(1)  Führt der Unternehmer neben Umsätzen, die der Durchschnittssatzbesteuerung 

unterliegen, noch andere Umsätze aus, unterliegen diese grundsätzlich der Besteuerung nach 

den allgemeinen Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes. 

V o r s t e u e r a b z u g  

(2)  1Abziehbar im Sinne von § 15 Abs. 1 UStG sind nur die Vorsteuern, die den in die 

Regelbesteuerung fallenden Umsätzen zuzurechnen sind. 2Sind Vorsteuerbeträge teilweise 

diesen Umsätzen und teilweise den der Durchschnittssatzbesteuerung unterliegenden 

Umsätzen zuzurechnen, z.B. für den Erwerb eines einheitlichen Gegenstands, sind sie in 

entsprechender Anwendung des § 15 Abs. 4 UStG aufzuteilen. 

Be i sp i e l :  
1Ein Unternehmer erwirbt einen Gegenstand und verwendet ihn zu 30 % für der 

Durchschnittssatzbesteuerung unterliegende Umsätze und zu 70 % zur Ausführung 

regelbesteuerter Umsätze. 2Beträgt die beim Bezug des Gegenstands gesondert in 

Rechnung gestellte Steuer 2 500 €, ist ein Anteil von 30 % = 750 € durch die 

Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 Abs. 1 Satz 3 und 4 UStG abgegolten. 3Der 

verbleibende Anteil von 70 % = 1 750 € ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 15 

UStG abziehbar (vgl. BFH-Urteil vom 16. 12. 1993, V R 79/91, BStBl 1994 II S. 339). 
4Ändern sich in den folgenden Kalenderjahren die Nutzungsverhältnisse, ist eine 

Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15a Abs. 1 UStG zu prüfen. 
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teilweise im landwirtschaftlichen als auch im nichtlandwirtschaftlichen Unternehmensteil 

verwendet, sind die auf die Eingangsumsätze entfallenden Vorsteuerbeträge nach der 

Verwendungsabsicht aufzuteilen. 2Weicht die spätere tatsächliche Verwendung von der 

ursprünglichen Absicht ab, ist eine Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15a UStG zu 

prüfen. 3Dabei kommt eine Schätzung der Berichtigungsbeträge nicht in Betracht. 4Die 

Aufteilung der Vorsteuerbeträge ist regelmäßig auch dann durchzuführen, wenn die für den 

landwirtschaftlichen Unternehmensteil angeschaffte Warenmenge relativ gering ist (vgl. 

BFH-Urteil vom 25. 6. 1987, V R 121/86, BStBl 1988 II S. 150). 

K l e i n u n t e r n e h me r r e g e l u n g  

(4)  1Hat ein Land- und Forstwirt eine Erklärung nach § 24 Abs. 4 Satz 1 UStG nicht 

abgegeben, führt er aber neben den in § 24 Abs. 1 UStG bezeichneten Umsätzen auch andere 

Umsätze aus, sind für die Anwendung des § 19 Abs. 1 UStG bei der Ermittlung des jeweils 

maßgeblichen Gesamtumsatzes die land- und forstwirtschaftlichen Umsätze und die anderen 

Umsätze zu berücksichtigen. 2Soweit der Unternehmer die im land- und forstwirtschaftlichen 

Betrieb bewirkten Umsätze nicht aufgezeichnet hat (§ 67 UStDV), sind sie nach den 

Betriebsmerkmalen und unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse zu schätzen. 
3Die Anwendung des § 19 Abs. 1 UStG beschränkt sich auf die Umsätze außerhalb der 

Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 Abs. 1 bis 3 UStG. 4Für die Umsätze des land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs verbleibt es bei der Durchschnittssatzbesteuerung. 

 

 

24.8. Verzicht auf die Durchschnittssatzbesteuerung 

(1)  1Die Erklärung des Unternehmers, dass er auf die Durchschnittssatzbesteuerung 

verzichtet (§ 24 Abs. 4 Satz 1 UStG), ist nicht an eine bestimmte Form gebunden. 2Berechnet 

der Unternehmer in der ersten Voranmeldung des Kalenderjahres die Vorauszahlung unter 

Zugrundelegung der allgemeinen Vorschriften des Gesetzes, kann darin eine solche Erklärung 

gesehen werden. 3Hat ein Unternehmer mehrere land- und forstwirtschaftliche Betriebe, kann 

er die Erklärung nur einheitlich für alle Betriebe vornehmen, unabhängig davon, wie viele 

Teilbetriebe im Sinne des Ertragsteuerrechts der Unternehmer hat (vgl. BFH-Urteil vom 

23. 4. 1998, V R 64/96, BStBl II S. 494). 4Entsprechendes gilt für den Widerruf (§ 24 Abs. 4 

Satz 3 UStG). 

(2)  1Für Umsätze im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs im Sinne des 

§ 24 Abs. 2 UStG geht die Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 Abs. 1 bis 3 UStG der 

Besteuerung nach den anderen Vorschriften des Gesetzes vor. 2Das gilt auch in Bezug auf die 

Anwendung des § 19 Abs. 1 UStG. 3Land- und Forstwirte können daher für ihre im Rahmen 

des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ausgeführten Umsätze die Regelung des § 19 
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Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 Abs. 1 bis 3 UStG verzichten. 4Will ein Land- und 

Forstwirt nach dem Ausscheiden aus der Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 Abs. 1 bis 3 

UStG von § 19 Abs. 1 UStG keinen Gebrauch machen, muss er eine weitere Erklärung nach 

§ 19 Abs. 2 Satz 1 UStG abgeben. 

(3)  1Die Erklärung nach § 24 Abs. 4 Satz 1 UStG bindet den Unternehmer grundsätzlich 

mindestens für fünf Kalenderjahre. 2Bei der Veräußerung eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebs (Geschäftsveräußerung nach § 1 Abs. 1a UStG, vgl. 

Abschnitt 1.5) ist der Betriebserwerber als Rechtsnachfolger des Veräußerers anzusehen und 

demnach an die Optionsfrist gebunden. 3In den Fällen, in denen der Unternehmer nach dem 

Ausscheiden aus der Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 Abs. 1 bis 3 UStG die Vorschrift 

des § 19 Abs. 1 UStG anwendet, kann er jedoch die Erklärung mit Wirkung vom Beginn eines 

jeden folgenden Kalenderjahres an widerrufen (§ 71 UStDV). 4Das gilt nicht, wenn der 

Unternehmer nach dem Ausscheiden aus der Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 Abs. 1 

bis 3 UStG eine weitere Erklärung nach § 19 Abs. 2 Satz 1 UStG abgegeben hat. 5In diesem 

Fall gilt für ihn die Bindungsfrist des § 19 Abs. 2 Satz 2 UStG. 

(4)  1Zum Vorsteuerabzug beim Wechsel der Besteuerungsform wird auf Abschnitt 15.1 

Abs. 5 und 6 hingewiesen. 2Zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs beim Wechsel der 

Besteuerungsform vgl. Abschnitt 15a.9. 

 

 

24.9. Ausstellung von Rechnungen bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
1Die Regelungen der §§ 14 und 14a UStG zur Rechnungserteilung gelten auch für die im 

Rahmen des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs ausgeführten Lieferungen und sonstigen 

Leistungen. 2Als anzuwendender Steuersatz (§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 UStG) ist der für den 

Umsatz maßgebliche Durchschnittssatz anzugeben (§ 24 Abs. 1 Satz 5 UStG); dies gilt auch 

für Gutschriften. 3Weist der Unternehmer einen höheren Steuerbetrag aus, als er im Rahmen 

der Durchschnittssatzbesteuerung gesondert in Rechnung stellen darf, schuldet er nach § 14c 

Abs. 1 UStG diesen Mehrbetrag; er hat diesen Betrag an das Finanzamt abzuführen. 4Das 

Gleiche gilt, wenn in einer Gutschrift im Sinne des § 14 Abs. 2 Sätze 2 und 3 UStG ein 

höherer Steuerbetrag ausgewiesen worden ist. 5Im Rahmen des § 24 UStG kann auch § 14c 

Abs. 2 UStG zur Anwendung kommen (vgl. Abschnitt 14c.2).“ 

 

Die Regelungen sind auf nach dem 31. Dezember 2010 ausgeführte Umsätze anzuwenden. 

Bisher ergangene Verwaltungsanweisungen, die hierzu im Widerspruch stehen, sind ab 

diesem Zeitpunkt nicht mehr anzuwenden. 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


